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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13 R 223/06 B 

 

 

 
..............................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ...................................................., 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Ober- und Mittelfranken, 
Wittelsbacherring 11, 95444 Bayreuth, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Juni 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   Dr.  T e r d e n g e 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Bayerischen Landessozialgerichts vom 15. Februar 2006 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge- 

richtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 15. Februar 2006 hat das Bayerische Landessozialgericht einen Anspruch des 

Klägers auf Gewährung von Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit bzw Erwerbsunfähig-

keit verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache 

sowie einen Verfahrensmangel. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt den gesetzlichen Anforde-

rungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) genannten Zu-

lassungsgründe ordnungsgemäß dargelegt oder bezeichnet worden ist. 

 

Grundsätzlich bedeutsam iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche Fra-

gen sich stellen, dass diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser 

Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist 

und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt (vgl BSG 

SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). Um seiner Darlegungspflicht 

(§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzei-

gen: (1) eine konkrete Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) 

Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie (4) die über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung). Diesen An-

forderungen wird die Beschwerdebegründung vom 1. Juni 2006 nicht gerecht. 

 

Der Kläger äußert lediglich die Ansicht, für die Allgemeinheit sei von Bedeutung, dass die bei 

ihm vorliegende Pilzerkrankung grundsätzlich als Erkrankung anerkannt werde, bei deren Vor-

liegen Rente wegen Erwerbsunfähigkeit zu gewähren sei. Dahinstehen kann, ob der Kläger da-

mit eine Rechtsfrage aufgeworfen hat. Jedenfalls stellt er zum einen allein auf die bei ihm 

("beim Beschwerdeführer") bestehende Erkrankung ab, verbindet also lediglich sein eigenes 

rentenrechtliches Schicksal mit der Fragestellung. Zum anderen macht er weder Ausführungen 

zur Klärungsbedürftigkeit noch zur Klärungsfähigkeit der aufgeworfenen Frage. Entsprechender 

Darlegungen hätte es aber schon deshalb bedurft, weil die Gewährung von Rente wegen Er-

werbsunfähigkeit nicht von der "Anerkennung" einer Krankheit, sondern von der (ggf durch sie 

verursachten) individuellen Leistungseinschränkung des Versicherten abhängt. 
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Soweit der Kläger in der Verneinung der Voraussetzungen für die Gewährung von Rente wegen 

Erwerbsunfähigkeit einen Verfahrensmangel erblickt (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), fehlt es zu des-

sen "Bezeichnung" (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) an der substantiierten Darlegung der ihn be-

gründenden Tatsachen (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Die - vermeintliche - inhalt-

liche Unrichtigkeit eines Berufungsurteils und damit die Überprüfung der Sachentscheidung als 

solche kann nicht zum Gegenstand der Nichtzulassungsbeschwerde gemacht werden (vgl BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwer-

de erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG ohne Zuziehung 

ehrenamtlicher Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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